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Erster Bürgermeister Thomas Söder eröffnete um 18:00 Uhr die öffentliche Sitzung des Bau-, 
Umwelt- und Verkehrsausschusses. Er stellt die ordnungsgemäße Ladung, die Anwesenheit 
der Mehrheit der Ausschussmitglieder und somit die Beschlussfähigkeit des Bau-, Umwelt- und 
Verkehrsausschusses fest. 
 
Es erfolgte sodann Eintritt in die 
 

TAGESORDNUNG 

 

Öffentliche Sitzung 
 
 

 
TOP  1 Bauleitplanung 
  
  
 
 
 
 

 
TOP  1.1 2. Bebauungsplan-Änderung "Laubanger-Nord"; 

Aufstellungsbeschluss 
Entscheidung 
Der rechtskräftige Bebauungsplan „Laubanger Nord“ der Stadt Hallstadt setzt für das Grund-
stück Flurnummer 1641/1, Gmkg. Hallstadt, aktuell ein Sondergebiet mit der Zweckbestimmung 
„Großflächiger Einzelhandel – SO GEH“ nach § 11 BauNVO fest. Konkret bestimmt ist ein Mö-
belfachmarkt mit max. 5.500 m² Verkaufsfläche, wovon 500 m² für Randsorti-
ment/Sonderposten, zulässig sind. Der Änderungsbereich umfasst ein Grundstück mit einer 
Gewerbeimmobilie, die jahrzehntelang ein familiengeführtes Möbelhaus beherbergte und wo 
aktuell noch ein Küchenstudio angesiedelt ist. 
 
Mit dem Auszug eines Mieters, der ebenfalls das Möbelsegment bediente, steht ein Teil der 
Immobilie derzeit leer. Um diesen Leerstand baldmöglichst zu beheben und somit einem städ-
tebaulichen Missstand vorzubeugen, benötigen die Immobilienbetreiber künftig die Zulassung 
weiterer Sortimente, um bei der Vermietung mehr Variabilität zu erhalten und potenziellen Miet-
interessenten eine größere Vielfalt von Branchen anbieten zu können. Als Grundlage für mögli-
che Neufestsetzungen kann hierbei eine im Auftrag der Betreiberfamilie von der Gesellschaft für 
Markt und Absatzforschung mbH, München (GMA), erstellte Potenzialanalyse für das Gewer-
beobjekt dienen. 
 
Im Zuge einer Neuausrichtung des Gewerbeobjektes, ist zur Erlangung planungsrechtlicher 
Zulässigkeit eine entsprechende Bebauungsplan-Änderung erforderlich. Diese kann nach be-
reits erfolgter Rücksprache mit dem Landratsamt Bamberg im beschleunigten Verfahren nach § 
13a BauGB durchgeführt werden, da es sich um die Wiedernutzbarmachung einer Teilfläche 
eines Bebauungsplans handelt und diese Maßnahme somit der Innenentwicklung dient. Die 
Größe des Änderungsbereiches liegt mit dem amtlichen Maß von 8.999 m² unterhalb des ge-
setzlichen Schwellenwertes, die Maßgabe von § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB (Grundfläche weniger 
als 20.000 qm) wird somit eingehalten. 
 
Beschluss: 
 
Aufstellungsbeschluss zur 2. Bebauungsplan-Änderung 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt die 2. Änderung des Bebauungsplanes 
"Laubanger Nord". 
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Der Geltungsbereich der Änderung ist wie folgt umgrenzt: 
 
Im Norden: durch die Flur-Nr. 1549/3 (Emil-Kemmer-Straße), Gmkg. Hallstadt 
Im Osten: durch die Flur-Nr. 1701/4 (Dr.-Robert-Pfleger-Straße), Gmkg. Hallstadt 
Im Süden: durch die Flur-Nrn. 1625 und 1633/12, Gmkg. Hallstadt 
Im Westen: durch die Flur-Nr. 1792/4, Gmkg. Hallstadt 
 
Der Geltungsbereich der Änderung umfasst die Flur-Nr. 1641/1 der Gemarkung Hallstadt, mit 
einer amtlichen Fläche von 0,8999 ha. 
 
Für diese Fläche sollen künftig folgende Festsetzungen gelten: 
 
„Sonstiges Sondergebiet nach § 11 BauNVO mit den Zweckbestimmungen 
 
- Großflächiger Einzelhandelsbetrieb für nicht zentrenrelevante Sortimente mit max. 5.500 

m² VF, wovon 500 m² VF Randsortiment/Sonderposten zulässig sind 
- Anlagen für Indooraktivitäten, sportliche und gesundheitliche Zwecke, 
- Büro- und Verwaltungsgebäude“ 
 
Angenommen: Ja: 11  Nein: 0  Anwesend: 11   
 
In vorstehender Angelegenheit ist der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss gem. § 7 der 
Geschäftsordnung für den Stadtrat Hallstadt beschließend tätig. 
 
 

 
TOP  1.2 2. Bebauungsplan-Änderung "Laubanger Nord"; 

Beschluss des Entwurfes zur Bebauungsplan-Änderung 
Entscheidung 
Mit der Dienstleistung zur Änderung des Bebauungsplanes „Laubanger Nord“ der Stadt 
Hallstadt wurde die Planungsgruppe Strunz, Ingenieurgesellschaft mbH, Kirschäckerstraße 39, 
96052 Bamberg, beauftragt. 
Für die heutige Sitzung wurden Entwurf und Begründung zur 2. Änderung des Bebauungspla-
nes „Laubanger Nord“ erarbeitet und vorgestellt. 
 
Beschluss: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss beschließt die 2. Änderung des Bebauungsplanes 
„Laubanger Nord“ einschließlich Textteil und Begründung als Entwurf in der Fassung vom 
13.07.2026. 
Die Verwaltung wird beauftragt, auf dieser Grundlage die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 
Abs. 2 BauGB sowie die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 Abs.2 BauGB durchzuführen. 
 
Angenommen: Ja: 11  Nein: 0  Anwesend: 11   
 
In vorstehender Angelegenheit ist der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss gem. § 7 der 
Geschäftsordnung für den Stadtrat Hallstadt beschließend tätig. 
 
 

 
TOP  2 Bauanträge 
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TOP  2.1 Antrag auf Baugenehmigung (23/26) zur Errichtung einer Garage mit Carport 
auf dem Grundstück FlNr. 2366/1 Gmkg. Hallstadt - Seebachstraße 47 

Entscheidung 
Das Bauvorhaben liegt nicht im räumlichen Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und ist 
somit dem sogenannten Innenbereich zuzuordnen. Die bauplanungsrechtliche Zulässigkeit von 
Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile richtet sich nach § 34 BauGB. 
Maßgebend hierbei ist unter anderem, dass sich das Vorhaben nach Art und Maß der baulichen 
Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart 
der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
 
Der Bauherr beabsichtigt den Abbruch einer bestehenden Garage und anschließender Errich-
tung eines ca. 63 qm großen Garagen- und Carportgebäudes, angeschlossen an der westlichen 
Gebäudeseite. Das Garagen- und Carportgebäude soll mit einem Flachdach mit Trapez-
blechabdeckung und einer Neigung von 3 Grad ausgeführt werden. Die mittlere Wandhöhe wird 
mit 3 m angegeben, wobei aus den Eingabeplänen nicht ersichtlich ist, ob die genannte Wand-
höhe vom natürlichen oder geplanten Gelände gemessen wurde. Hier sollte das LRA Bamberg 
gebeten werden festzulegen, ob das Baugrundstück oder das westlich angrenzende Nachbar-
grundstück FlNr. 2367 das natürliche Gelände darstellt, da dies folglich auch die Abstandsflä-
chen betreffen könnte. 
 
Nach Art. 66 BayBO sind den Eigentümerinnen und Eigentümern der benachbarten Grundstü-
cke der Lageplan und die Bauzeichnungen zur Zustimmung vorzulegen. Die Zustimmung zum 
Bauvorhaben durch die Nachbarn liegt nicht vor. Ob und in welchem Umfang eine Nachbarbe-
teiligung seitens der Antragsteller durchgeführt wurde, ist nicht ersichtlich. 
 
Beschluss: 
 
Es wird Kenntnis genommen vom vorgenannten Antrag auf Baugenehmigung. 
 
Das beabsichtigte Bauvorhaben liegt im so genannten Innenbereich, in einem Gebiet ohne 
Bebauungsplan. Die Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten 
Ortsteile richtet sich somit nach § 34 BauGB. 
 
Die Eigenart der näheren Umgebung entspricht einem „Allgemeinen Wohngebiet“ (WA) nach § 
4 BauNVO. 
 
Das Bauvorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein. 
 
Abweichungen von bauordnungsrechtlichen Vorschriften wurden nicht beantragt.  
 
Das LRA Bamberg wird gebeten, die Geländehöhen zum westlich angrenzenden Grundstück 
FlNr. 2367 Gmkg. Hallstadt zu prüfen, da nicht ersichtlich ist, ob die in den Planzeichnungen 
angegebene mittlere Wandhöhe von 3 m dem natürlichen oder geplanten Gelände entspricht 
und sich somit Auswirkungen auf die Abstandsflächen ergeben. 
 
Die Erschließung ist durch den Baubestand bereits gesichert. 
 
Das Einvernehmen wird erteilt. 
 
Angenommen: Ja: 10  Nein: 0  Anwesend: 11  Befangen: 1   
 
Anmerkung: 
Stadtrat Hofmann nahm an der Beratung und Abstimmung des vorstehenden Punktes wegen 
persönlicher Beteiligung gem. Art. 49 Abs. 1 GO nicht teil. 
 
In vorstehender Angelegenheit ist der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss gem. § 7 der 
Geschäftsordnung für den Stadtrat Hallstadt beschließend tätig. 
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TOP  2.2 Antrag auf Baugenehmigung (19/26) zum Wohnhausneubau mit Garage auf 

dem Grundstück FlNr. 83/14 Gmkg. Dörfleins - Dammstraße 16 
Entscheidung 
Der Antrag auf Baugenehmigung bezieht sich auf ein Grundstück im Geltungsbereich des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes „Nr. 7, Untere Hut“. Innerhalb des Geltungsbereiches eines 
Bebauungsplanes ist ein Vorhaben zulässig, wenn es diesen Festsetzungen nicht widerspricht 
und die Erschließung gesichert ist. Im Bebauungsplan ist an dieser Stelle ein „Allgemeines 
Wohngebiet“ (WA) nach § 4 BauNVO ausgewiesen. 
 
Die Bauherren beabsichtigen auf dem neu gebildeten Grundstück die Errichtung eines Wohn-
hauses mit Garage. Den Planunterlagen ist zu entnehmen, dass das Hauptgebäude mit einer 
Grundfläche von 104 m² (Außenmaße ca. 11,50 m x 9,00 m) in zweigeschossiger Bauweise 
errichtet werden soll. Den Bauantragsunterlagen sind bei 608 m² Grundstücksgröße eine GRZ 
von 0,25 und eine GFZ von 0,35 zu entnehmen. 
 
Das Bauvorhaben bedarf Befreiungen von den Festsetzungen des Bebauungsplans hinsichtlich  
 
- der Überschreitung der Baugrenze nach Neuvermessung des Grundstücks bzw. der 

Neuanordnung eines zusätzlichen Baurechts sowie der Errichtung von Garagen außer-
halb vorgesehener überbaubarer Flächen, 

- Anpassung der Höhenlage zur Barrierefreiheit, 
- Geländeauffüllungen im Terrassenbereich ü. 50 cm. 
 
Nach Art. 66 BayBO sind den Eigentümerinnen und Eigentümern der benachbarten Grundstü-
cke der Lageplan und die Bauzeichnungen zur Zustimmung vorzulegen. Die Zustimmung zum 
Bauvorhaben wurde von den Nachbarn erteilt. 
 
Beurteilung durch die Bauverwaltung: 
 
Der Bebauungsplan „Nr. 7 Untere Hut“ setzt im südlichen Bereich des Urgrundstücks eine Dop-
pelhausbebauung fest. Das 2.272 m² große Areal wurde zwischenzeitlich in drei Grundstücke 
aufgeteilt, wovon nun das Mittelgrundstück mit einem Wohnhaus bebaut werden soll. Die Pla-
nung fügt sich aus Sicht der Verwaltung gefällig in die vorhandene Bausubstanz ein, so dass in 
diesem konkreten Fall einer Abweichung von den ursprünglich festgelegten Baugrenzen zu-
gunsten der Errichtung von zwei freistehenden Wohnhäusern zugestimmt werden kann. Der 
Bebauungsplan schreibt hinsichtlich der Höhe der EFOK für das gesamte Baugebiet 236,00 ü. 
NN vor. Diese Festsetzung kann von der Erfahrung mit damaligen Hochwasserereignissen oder 
auch von wechselnden Grundwasserständen herrühren – der Begründung sind diesbezüglich 
keine Ausführungen zu entnehmen. Die Errichtung eines barrierefreien unterkellerten Wohn-
hauses mit einer EFOK unterhalb von 236,00 stehen aus Sicht der Verwaltung städtebauliche 
Gründe nicht entgegen, eine fast ebenerdige Anordnung von Wohnräumen im EG liegt somit in 
der Verantwortung des Bauherrn und seines Planers. Auf diesen Umstand wird seitens der 
Bauverwaltung hingewiesen. 
Um seinerzeit die neu fertiggestellte Dammstraße für die mit In-Kraft-Treten des Bebauungspla-
nes neu entstandenen Baurechte nicht gleich wieder öffnen zu müssen, wurde die Herstellung 
entsprechender Kanalhausanschlüsse bis zur Einreichung konkreter Bauvorhaben in diesem 
Bereich zurückgestellt. 
 
Die von den Festsetzungen des Bebauungsplans beantragten Befreiungen sind aus Sicht der 
Verwaltung in diesem konkreten Einzelfall städtebaulich vertretbar und können erteilt werden. 
Im Übrigen wurden im selben Baugebiet bereits zusätzliche Baurechte außerhalb festgelegter 
Baugrenzen bzw. in unbebauten Grundstücksteilen genehmigt. 
 
Beschluss: 
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Es wird Kenntnis genommen vom vorgenannten Antrag auf Baugenehmigung. 
 
Das Bauvorhaben liegt im Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Nr. 7, Untere 
Hut“. 
 
Im Bebauungsplan ist an dieser Stelle ein „Allgemeines Wohngebiet“ (WA) nach § 4 BauNVO 
festgesetzt. 
 
Abweichungen von bauordnungsrechtlichen Vorschriften sind nicht beantragt. 
 
Es sind folgende Befreiungen von den Festsetzungen des Bebauungsplanes beantragt: 
 
- Überschreitung der Baugrenzen nach Neuvermessung des Grundstücks mit dem Wohn-

gebäude aufgrund des verschobenen Baurechts sowie der Garagen außerhalb der vor-
gesehenen Flächen, 

- Anpassung der Höhenlage zur Erlangung der Barrierefreiheit (EFOK < 236,00 ü.NN), 
- Geländeauffüllungen im Terrassenbereich von mehr als 50 cm. 
 
Die beantragten Befreiungen sind in diesem konkreten Fall städtebaulich vertretbar, diesen wird 
zugestimmt. 
 
Das neu gebildete Baugrundstück liegt in angemessener Breite an der öffentlichen Dammstra-
ße an. Die Zufahrt ist damit gesichert. 
 
Das ursprünglich ungeteilte Grundstück Fl.Nr. 83 Gemarkung Dörfleins ist bislang, trotz pla-
nungsrechtlich festgelegter weiterer Baurechte, nur mit einem Kanalhausanschluss für das Be-
standsgebäude erschlossen. Alte, bislang ungenutzte Wasserhausanschlüsse für die südlichen 
Baurechte wurden zwischenzeitlich wieder zurückgebaut. Beide Arten leitungsgebundener städ-
tischer Einrichtungen werden von der Stadt Hallstadt wiederhergestellt. Der Bauherr hat sich 
diesbezüglich mit der technischen Bauverwaltung abzustimmen. 
 
Es wird auf eine getrennte Abwasserführung (Niederschlags-/Schmutzwasser) bis zur Grund-
stücksgrenze, auf die Errichtung entsprechender Kontrollschächte für die Grundstücksentwäs-
serungsanlage sowie entsprechende Vorkehrungen gegen Rückstauereignisse nach den ein-
schlägigen Normen hingewiesen. Anfallendes Niederschlagswasser ist auf dem Grundstück 
zurückzuhalten und möglichst zu versickern. Eine Ableitung von Niederschlagswasser von pri-
vaten Flächen über öffentlichem Grund darf nicht erfolgen. Befestigte Flächen sind mit einem 
wasserdurchlässigen, versickerungsfähigen Belag auszustatten. Diesbezüglich wird auf die ent-
sprechenden einschlägigen Satzungen und Regelungen zur Gebührenermittlung (Nieder-
schlagswasser) der Stadt Hallstadt hingewiesen. 
 
Erforderliche Stellplätze sind in ausreichender Art und Anzahl auf Grundlage der Stellplatzsat-
zung der Stadt Hallstadt nachzuweisen. 
 
Das Einvernehmen wird erteilt. 
 
Angenommen: Ja: 11  Nein: 0  Anwesend: 11   
 
In vorstehender Angelegenheit ist der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss gem. § 7 der 
Geschäftsordnung für den Stadtrat Hallstadt beschließend tätig. 
 
 

 
TOP  2.3 Antrag auf Baugenehmigung (32/2025) zur Änderung der Kellerräume in ei-

nen Jugendtreff auf dem Grundstück FlNr. 143 Gmkg. Hallstadt - Lichtenfel-
ser Straße 6 

Entscheidung 
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Das Bauvorhaben liegt nicht im räumlichen Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und ist 
somit dem sogenannten Innenbereich zuzuordnen. Die planungsrechtliche Zulässigkeit von 
Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile richtet sich nach § 34 BauGB. 
Maßgebend hierbei ist unter anderem, dass sich das Vorhaben nach Art und Maß der baulichen 
Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart 
der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist. 
 
Die katholische Kirchenstiftung benötigt für den weiteren Betrieb des Jugendtreffs FLIP eine 
Nutzungsänderung, da die hierfür genutzten Räumlichkeiten des Jugendtreffs im Kellergeschoß 
in den genehmigten Bauantragsunterlagen aus dem Jahr 1985 als Kellerräume deklariert wur-
den. 
Des Weiteren wurden im Zuge einer Sicherheitsbegehung durch das Landratsamt Bamberg 
brandschutztechnische Nachbesserungen, unter anderem die Schaffung eines 2. Rettungswe-
ges im Jugendheim gefordert. Inhalt des vorliegenden Antrages ist, neben geringen baulichen 
Änderungen, u.a. die Erbringung eines Brandschutznachweises nach Art. 64 BayBO und § 11 
der Bauvorlagenverordnung. 
 
Nach Art. 66 BayBO sind den Eigentümerinnen und Eigentümern der benachbarten Grundstü-
cke der Lageplan und die Bauzeichnungen zur Zustimmung vorzulegen. Die Zustimmung der 
Nachbarn zum Bauvorhaben liegt nicht vor. Ob und in welchem Umfang eine Nachbarbeteili-
gung seitens der Antragsteller durchgeführt wurde, ist aus den Antragsunterlagen nicht ersicht-
lich. 
 
Das Baugrundstück liegt im Geltungsbereich der Sanierungssatzung und Gestaltungsrichtlinie 
„Altstadt“. Da hier vor allem im Baubestand gearbeitet wird, wurde von einer städtebaulichen 
Stellungnahme des Büro RSP, Bayreuth abgesehen. 
 
Beschluss: 
 
Es wird Kenntnis genommen vom vorgenannten Antrag auf Baugenehmigung. 
 
Das Bauvorhaben liegt im sog. Innenbereich nach § 34 BauGB. 
 
Die Eigenart der näheren Umgebung entspricht einem „Mischgebiet“ (MI) nach § 6 BauNVO. 
Der Flächennutzungsplan stellt die Flächen als Gemeinbedarfsflächen dar. 
 
Das Bauvorhaben fügt sich in die Eigenart der näheren Umgebung ein. 
 
Es wurden folgende Abweichungen von bauordnungsrechtlichen Vorschriften beantragt: 
 
- Abweichung von den Abstandsflächen 
- Abweichung von der Belichtung 
 
Die Zuständigkeit für die Erteilung der vorgenannten Abweichungen liegt bei der Unteren Bau-
aufsichtsbehörde. 
 
Die Erschließung ist durch den Baubestand bereits gesichert. 
 
Erforderliche Stellplätze sind in ausreichender Art und Anzahl auf Grundlage der Stellplatzsat-
zung der Stadt Hallstadt nachzuweisen. 
 
Das Einvernehmen wird erteilt. 
 
Angenommen: Ja: 10  Nein: 0  Anwesend: 11  Befangen: 1   
 
Anmerkung: 
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Stadtrat Hofmann nahm an der Beratung und Abstimmung des vorstehenden Punktes wegen 
persönlicher Beteiligung gem. Art. 49 Abs. 1 GO nicht teil. 
 
In vorstehender Angelegenheit ist der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss gem. § 7 der 
Geschäftsordnung für den Stadtrat Hallstadt beschließend tätig. 
 
 

 
TOP  3 Errichtung eines Versammlungsraumes und Schaffung von Räumlichkeiten 

für die Maurer- und Bauhandwerkerzunft Hallstadt im Rückgebäude "Bam-
berger Straße 28", Flurnummer 236, Gmkg. Hallstadt; 
Vorstellung der Planskizze 

Entscheidung 
Die Stadt Hallstadt hat vor einigen Jahren das Anwesen „Bamberger Straße 28“ gekauft. Das 
Hauptgebäude des Anwesens wurde in den letzten Wochen saniert und der Caritas für die Un-
terbringung einer Schwesternklausur zur Verfügung gestellt. Die Scheune im hinteren Bereich 
des Anwesens wurde durch den Stadtrat am 09.02.2026 besichtigt, ob diese für eine Vereins-
nutzung, hier insbesondere für die Maurer- und Bauhandwerkerzunft, geeignet ist. 
Der Architekt Christian Schalk hat in Zusammenarbeit mit dem Vorstand der Maurer- und Bau-
handwerkerzunft die Räumlichkeiten begutachtet und eine Skizze für einen möglichen Umbau 
und Sanierung der Scheune erstellt. Diese sieht im Erdgeschoss einen Versammlungsraum, 
Toiletten, eine Teeküche und Platz für Schränke/Abstellmöglichkeiten für Vereinsutensilien vor. 
Im 1. Obergeschoss können Ausstellungs- bzw. Abstellflächen, u.a. für die Sammlungsstücke 
der Maurer- und Bauhandwerkerzunft, geschaffen werden. Die Gartenfläche wird zudem auf-
gewertet und ist flexibel für die nutzenden Vereine und den angrenzenden Kindergarten nutz-
bar. Im Vorgriff zu einer möglichen Sanierung und Umbau der Scheune wurden Vorkehrungen 
getroffen, dass eine Beheizung der Scheune durch die neue Heizungsanlage des Haupthauses 
möglich ist.  
In Gesprächen in der Vergangenheit gab es von vielen Vereinen den Wunsch nach einem klei-
nen Versammlungsraum für Sitzungen und Lagerflächen für Vereinsgegenstände (z.B. auch 
Fahnen). 
 
In der Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses sind auch Vertreter aus der Vor-
standschaft der Maurer- und Bauhandwerkerzunft anwesend. Dem Vorsitzenden, Herrn Josef 
Diller, wird auf Antrag das Wort erteilt: Die Ideen des Architekten Christian Schalk wurden der 
Maurer- und Bauhandwerkerzunft am 10.07.2026 vorgestellt. Die erste Konzeptionierung wird 
bereits im Stadium der Machbarkeit grundsätzlich als schlüssig empfunden und als gute Alter-
native zu den jetzt genutzten Räumlichkeiten in der Fischergasse 4 von den Zunftvertretern 
ausdrücklich begrüßt. Die einzelnen Details ergeben sich erfahrungsgemäß erst bei einer mög-
lichen Vertiefung der Planung. 
 
Beschluss: 
 
Die Planungsskizze des Architekten Christian Schalk wird zur Kenntnis genommen. Die Verwal-
tung wird beauftragt, eine Kostenschätzung für die Sanierung und den Umbau der Scheune des 
Anwesens „Bamberger Straße 28“ durch den Architekten Christian Schalk erstellen zu lassen. 
Parallel dazu sollen mögliche Förderungen durch die Städtebauförderung und andere Stellen 
abgefragt werden und die Vereine zu einem möglichen Bedarf der evtl. neu entstehenden 
Räumlichkeiten abgefragt werden. 
 
Angenommen: Ja: 11  Nein: 0  Anwesend: 11   
 
In vorstehender Angelegenheit ist der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss gem. § 7 der 
Geschäftsordnung für den Stadtrat Hallstadt beschließend tätig. 
 
 

 
TOP  4 Bündnis90/Die Grünen: Verkehrssicherheit im Stadtgebiet Hallstadt; 
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Antrag zur Schulweg-Sicherheit 
Entscheidung 
Der Stadtverwaltung liegt aktuell ein Antrag zur Verkehrssicherheit im Stadtgebiet einschließlich 
eines Antrages zur Verbesserung der Schulwegsicherheit der Stadtratsfraktion Bündnis90/Die 
Grünen vor. 
Mit dem Abbruch der Überführung über die A70 (Staatstraße 2190) ist die für Hallstadt wichtigs-
te Verbindung nach Bamberg entfallen. Die innerörtliche Umleitung des Verkehrs erfolgt unter 
anderem über die Bahnhof- und Landsknechtstraße.  
 
Konkret sind folgende Anträge gestellt: 
 

1. Aufgrund der tatsächlichen, aktuellen Verkehrslage auf den oben genannten Aus-
weichstrecken sollte die Situation nochmals überprüft und die baustellenbedingten Än-
derungen, mit dem Ziel eines dann wieder langsam fließenden Fahrverkehrs und einer 
Verbesserung der Verkehrssicherheit, in der Landsknechtstraße und der Bahnhofstraße 
zurück gebaut werden. 
 

2. Für die Bahnhofstraße/Einmündung Königshofstraße wird um Prüfung gebeten, ob eine 
Querungshilfe in Form eines Vekehrshelfer-Überweges möglich ist. Auf die an der Ein-
mündung damit einsetzbaren Schulweghelfer sollte in beiden Richtungen in der Bahn-
hofstraße mit dem Zeichen 356 „Verkehrshelfer“ hingewiesen werden. Dies wird zwar im 
laufenden Schuljahr kaum mehr umsetzbar sein, aber für das neue Schuljahr unseren 
Kindern mehr Sicherheit bieten. Erfreulicherweise haben vor wenigen Tagen fünf neue 
Schulweg-Helfer/-innen die polizeiliche Einweisung absolviert, um künftig die Schulweg-
sicherheit zu verbessern. Dafür sollten auch in der Bahnhofstraße die Voraussetzungen 
geschaffen werden. 
 

 
Der Antrag ist derzeit beim Ordnungsamt der Stadt Hallstadt in Bearbeitung. Die beratenden 
Fachbehörden Polizeiinspektion Bamberg-Land sowie das Landratsamt wurden bereits zeitnah 
um einen Termin für eine Verkehrsschau zur erneuten Beurteilung der Lage gebeten. Das Er-
gebnis sollte daher zunächst abgewartet werden, bevor über die Anträge entschieden wird. 
 
Beschluss: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss der Stadt Hallstadt nimmt den Antrag Bünd-
nis90/Die Grünen zur Kenntnis. Vor einer Entscheidung soll zunächst das Ergebnis der bean-
tragten Verkehrsschau abgewartet werden. 
 
Angenommen: Ja: 11  Nein: 0  Anwesend: 11   
 
In vorstehender Angelegenheit ist der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss gem. § 7 der 
Geschäftsordnung für den Stadtrat Hallstadt beschließend tätig. 
 
 

 
TOP  5 Mitteilungen 
  
Bürgermeister Söder informiert die Ausschussmitglieder über nachfolgende Themen: 
 

➢ Ferienwohnungen in Hallstadt 
 
Seitens der Bauverwaltung wurden seit 2008 16 genehmigte Ferienwohnungen eruiert. 
Etwa die gleiche Anzahl an zu vermietenden Ferienwohnungen konnte bislang auf ver-
schiedenen Internetportalen recherchiert werden. Aufgrund der guten vorhandenen Inf-
rastruktur und der Nähe zu Bamberg ist Hallstadt ebenfalls zu den besonders attraktiven 
Kommunen mit starker Wohnraumnachfrage zu zählen. Verglichen mit der Anzahl von 
annähernd 3000 Haushalten ist im Vergleich hierzu das Ferienwohnungsangebot in 
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Hallstadt von ca. 1 Prozent als relativ gering einzustufen. Ein Anstieg auf diesem Sektor 
sollte jedoch weiterhin von der Verwaltung kritisch beobachtet werden. Die Bemühungen 
der Stadt Bamberg, einer steigenden Zahl an Ferienwohnungen entgegenzuwirken, 
zeigten in der Vergangenheit jedoch auch juristische Hürden und Schwierigkeiten auf, 
nachdem mehrere Zweckentfremdungssatzungen der Nachbargemeinde von Gerichten 
für unwirksam bzw. nichtig erklärt wurden. Vor Erlass solcher örtlichen Satzungen ist ein 
Wohnungsnotstand nicht nur im eigenen Wirkungskreis, sondern auch die Situation in 
den Umlandgemeinden belastbar aufzuzeigen. 
Aus den Reihen der Bauausschussmitglieder kommt die Anregung, die bislang ermittel-
ten Daten über bestehende Ferienwohnungen in Hallstadt in das Ratsinformationssys-
tem einzustellen. 
 

➢ Autobahn-Baustelle 
 
Die Arbeiten schreiten nach derzeitiger Kenntnis der Stadtverwaltung Hallstadt planmä-
ßig und zügig voran. Derzeit wird mit der Baustelleneinrichtung für den Neubau des 
Bauwerks 62c – Autobahnüberführung Reitersweg/Roppach – durch die auftragneh-
mende Baufirma begonnen. 
 

➢ Zustand der Wege im Schrebergartengebiet „Roppach“ 
 
Die Wege im Schrebergartengebiet „Roppach“ sind, aufgrund der Autobahnbaustelle, 
einer starken Belastung ausgesetzt. Festgestellte Schlaglöcher wurden jüngst durch die 
städtische Vertragsfirma K-Bau, Litzendorf, ausgebessert. 

 
 
zur Kenntnis genommen  
 
 
 
 

 
TOP  6 Wünsche und Anfragen 
  
Verkehrsangelegenheiten: 
 

➢ Stadtrat Wich: 
Die über die Hallstadter Flur verlaufende, neu geschaffene Umleitungsstrecke von der 
Ausfahrt Bamberg/Hafen zur Achterbrücke scheint vielen Verkehrsteilnehmer als alter-
native Rückführung ins Stadtgebiet von Hallstadt nicht bekannt zu sein. Es wird eine 
verbesserte Hinweisbeschilderung auf diese Route angeregt. 
 

➢ Stadtrat Lisowski: 
Aus seiner Sicht sei die Umleitung, wie die mittlerweile gewonnene Erfahrung zeigt, nur 
bedingt erforderlich. Eine stärkere Frequentierung sei augenscheinlich nur zu den 
Hauptverkehrszeiten festzustellen. 
 

➢ Stadtrat Müller: 
Im Bereich der Bahnhofstraße sind stadtauswärts nach wie vor parkende Fahrzeuge, 
trotz entsprechender Ausschilderung einer Halteverbotszone, festzustellen, die den flie-
ßenden Verkehr behindern.  
Des Weiteren regt er eine Ausweitung der in der Seebachstraße angeordneten Halte-
verbotszone auch für den in Ost-West-Richtung zur Bamberger Straße hin verlaufenden 
Abschnitt der Seebachstraße an. Gerade das Anwohnerparken in unmittelbarer Nähe 
zum Kreuzungsbereich Seebachstraße/Seebachmarter/Hallstätter Weg führe nicht sel-
ten zu kritischen Verkehrssituationen. 
 

➢ Stadtrat Wich: 
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Erbittet einen Bericht zum Sachstand Mainbrücke Dörfleins nach der Sommerpause. 
Nach wie vor seien Verstöße gegen die geltenden Verkehrsregeln von Fahrradfahrern 
festzustellen. Dies betreffe sowohl die Nutzung der für die Fahrtrichtung vorgeschriebe-
nen Brückenseite als auch Rotlichtverstöße von Fahrradfahrern. Er regt erneut die Ein-
richtung einer Fahrradspur für die Fahrtrichtung von Hallstadt nach Dörfleins an. Dies 
dürfte aus seiner Sicht kein Problem darstellen, da die Fahrbahn auf der Brücke ohnehin 
nur in jeweils eine Richtung für den Verkehr mittels Ampelschaltung freigegeben sei. 
 

➢ Stadtrat Lisowski: 
Stellt fest, dass in der Landsknechtstraße an der Einmündung Ginsterweg nach wie vor 
die Regel Rechts-vor-Links gelte, obwohl für alle anderen Kreuzungen dem Verkehr auf 
der Landsknechtstraße derzeit Vorrang eingeräumt wurde. Hier sollte hinsichtlich der 
Beschilderung noch nachgebessert werden. 
Positiv sieht er das mittlerweile im Hallstätter Weg verhängte absolute Halteverbot im 
Bereich der Ausweichstelle. Dort waren regelmäßig geparkte Sattelzüge festzustellen. 
 

➢ Stadtrat Hofmann: 
Für einen besseren Verkehrsfluss sollte erneut die temporäre Abschaltung der Ampelan-
lage an der Kreuzung Bamberger Straße/Landsknechtstraße/Seebachstraße während 
der Umleitungsphase geprüft werden. Eine Regelung mittels Lichtsignalanlage erscheint 
aus seiner Sicht entbehrlich, zumal aus Richtung Bamberg, aufgrund der Brückensper-
rung ohnehin kein Verkehr zu erwarten sei. 
Bürgermeister Söder gibt hierzu die starke Frequentierung der Kreuzung durch Fußgän-
ger zu Bedenken. In unmittelbarer Kreuzungsnähe werden nach wie vor zwei gegen-
überliegende Bushaltestellen bedient. Die Anregung soll mit auf die Tagesordnung der 
nächsten Verkehrsschau genommen werden. 
 

Sonstiges: 
 

➢ StadtRin Maiwald: 
Regt die Aufstellung von zwei Bänken auf dem Spielplatz Am Sportplatz in Dörfleins an. 
Gerade bei Spielbetrieb und oft auch beim Training sei dieser Spielplatz stark frequen-
tiert und es mangele an Sitzgelegenheiten. 

 
  
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit Dank für die rege Mitarbeit schließt Erster Bürgermeister Thomas Söder um 19:24 Uhr die 
öffentliche Sitzung des Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschusses. 
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Thomas Söder    Ottmar Schmaus 

Erster Bürgermeister    Schriftführer 
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